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veröffentlicht die Direktion der Justiz und des Innern nicht, fasst den Inhalt aber in einer Mitteilung 
zusammen.  

Vorwurf bestritten  

Darin weist Graf im Namen der Gesamtregierung den Vorwurf des Bischofs zurück, der Kanton Zürich 
ignoriere die römisch-katholische Kirche in seiner Gesetzgebung. Der Bischof hatte in Reaktion auf Grafs 
Worte geschrieben, der Kanton Zürich erkenne durch seine Gesetzgebung die römisch-katholische Kirche 
gemäss deren Selbstverständnis bis heute nicht an. Ihre Repräsentanten, der Bischof von Chur und der 
Papst, würden als offizielle Gegenüber ignoriert. Stattdessen organisiere der Kanton Zürich die 
ansässigen Katholiken seit 50 Jahren in Institutionen – gemeint sind Kirchgemeinden und die römisch-
katholische Körperschaft –, die er selber geschaffen habe. «Diese sind aber nicht Teil der römisch-
katholischen Kirche und stehen auch strukturell im Widerspruch zum Wesen der Kirche», so der Bischof.  

Nur in einem Punkt räumt Graf einen Fehler ein. Seine Äusserungen seien zum Teil «plakativ» und 
«missverständlich» gewesen, heisst es im Communiqué. Dies bedauere Graf. Allerdings habe er der 
römisch-katholischen Kirche «in keiner Weise das Existenzrecht gemäss ihrem eigenen 
Selbstverständnis» abgesprochen. «Daher besteht keine Veranlassung für eine Entschuldigung», heisst 
es. Der bischöfliche Vorwurf in diesem Punkt lautete, Graf wolle der katholischen Kirche seine 
Vorstellungen aufzwingen statt sie so anzuerkennen, wie sie ist – hierarchisch, nicht demokratisch.  

Trotz Rückweisung der bischöflichen Wünsche schliesst das Antwortschreiben versöhnlich. Die Regierung 
sei bereit, den Verantwortlichen des Bistums mit Respekt zu begegnen und sich mit ihnen neutral 
auszutauschen.  

Depesche nach Rom  

Der Bischof von Chur gibt sich damit allerdings nicht zufrieden. «Er bedauert die Haltung des Kantons 
Zürich», schreibt er in seinem gestrigen Communiqué. Graf und die Regierung hätten die Grundprobleme 
im Verhältnis zwischen Kirche und Staat «leider nicht verstanden». Der Bischof nehme zur Kenntnis, dass 
die Regierung Grafs Äusserung von der geschützten Werkstatt in Rom als nicht entschuldigungswürdig 
erachte. Dies werde er so nach Rom übermitteln. Zudem bekräftigt der Bischof seine Ansicht, dass die 
Regierung die römisch-katholische Kirche nicht wirklich anerkenne, solange sie nur deren demokratische 
Institutionen (Kirchgemeinden und römisch-katholische Körperschaft) anerkenne.  

Thomas Schraner 
 
 


